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Allgemeine Geschäftsbedingungen der  
Firma bsAutomatisierung GmbH,  
Max-Eyth-Str. 12,  D-72348 Rosenfeld  
nachstehend als „bsA“ bezeichnet. 

§ 1 Allgemeines 

a) Wir liefern nur zu unseren nachstehenden 
Verkaufs, Liefer- und Zahlungsbedingungen, 
auch soweit bei ständigen Geschäftsbezie-
hungen später eine Bezugnahme nicht mehr 
ausdrücklich erfolgt. Entgegenstehende Be-
dingungen des Kunden haben für uns keine 
Gültigkeit, Schweigen auf Auftragsbestäti-
gungen, die auf abweichende Geschäftsbe-
dingungen des Kunden verweisen, ist nicht 
als Einverständnis anzusehen, sofern wir 
nicht solche schriftlich akzeptiert haben. In 
diesem Fall haben diese nur für das Ge-
schäft, für das sie getroffen wurden Gültigkeit. 
Mit der Annahme unserer Lieferung erklärt 
sich der Kunde mit der ausschließlichen Gel-
tung unserer Verkaufs-, Liefer- und Zah-
lungsbedingungen einverstanden. Diese All-
gemeinen Geschäftsbedingungen sind im 
Internet unter 
https://www.bsgruppe.com/kontakt/AGB.html 
bsA AGB.pdf, jederzeit frei abrufbar und kön-
nen vom Kunden in wiedergabefähiger Form 
gespeichert und ausgedruckt werden. 
 
b)  Alle von uns abgegebenen Angebote 
sind freibleibend. Bestellungen gelten erst als 
angenommen, wenn sie von uns schriftlich 
bestätigt worden sind oder durch die Ausfüh-
rung der Lieferung bestätigt werden. Unsere 
Auftragsbestätigung ist für den Vertragsinhalt 
maßgebend, wenn uns nicht innerhalb von 
14 Tagen nach Datum unserer Auftragsbe-
stätigung oder bei kurzfristigen Lieferungen 
(z.B. ab Lager) rechtzeitig vor unserer Leis-
tung, ein schriftlicher Widerspruch zugeht; 
dies gilt nicht, wenn die Auftragsbestätigung 
von der Bestellung so weit abweicht, dass mit 
der Zustimmung des Kunden nicht gerechnet 
werden kann. 
 
c) Bei Auslandsgeschäften gilt soweit nicht 
anders vereinbart das deutsche Handels-
recht. 
 
d) Technische und gestalterische Abwei-
chungen von Beschreibungen und Angaben 
in Prospekten, Angeboten und schriftlichen 
Unterlagen sowie Leistungs-, Konstruktions- 
und Materialänderungen im Zuge techni-
schen Fortschritts bleiben vorbehalten, ohne 
dass der Kunde daraus Rechte herleiten 
könnte. Angaben über unsere Produkte 
(technische Daten, Maße u.a.) sind nur unge-
fähr und annähernd; sie sind keine garantier-
te Beschaffenheit, es sei denn, die Garantie 
erfolgt ausdrücklich und schriftlich. 
 
e) An Mustern, Zeichnungen, Kostenvoran-
schlägen u.a. – auch in elektronischer Form 
– behalten wir uns Eigentums- und Urheber-
rechte vor. Sie dürfen ohne Genehmigung, 

Dritten nicht zugänglich gemacht werden und 
sind auf Verlangen unverzüglich zurückzu-
geben. 
 
f) Die Angebote und Annahmeerklärungen, 
sämtliche Leistungen und Lieferungen erfol-
gen ausschließlich auf der Basis der nachfol-
gend wiedergegebenen Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen in ihrer jeweils neuesten 
Fassung. 
 
g) Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
von bsA gelten nur, wenn der Kunde Unter-
nehmer (§ 14 BGB), eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist. 

§ 2 Preis- und Zahlungs-
bedingungen  

a) Die Preise gelten mangels besonderer 
Vereinbarung „EXW“ Incoterms 2010, aus-
schließlich Verpackung, Transport und 
Transportversicherung, zzgl. jeweils gelten-
der gesetzlicher Mehrwertsteuer. Die Preise 
gelten ausschließlich für eine Lieferung und 
Leistung innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland. 
 

b) Falls zwischen Vertragsabschluss und 
Lieferung die geltenden Preise der Lieferan-
ten von bsA oder sonstige auf Produkten der 
bsA liegende Kosten steigen, ist die bsA be-
rechtigt, die vereinbarten Preise angemessen 
zu erhöhen. 
 
c) Für Teillieferungen kann die bsA Teilrech-
nungen ausstellen. Für jede Teilrechnung 
laufen die Zahlungsfristen gesondert. 
 
d) Der Abzug von Skonto bedarf besonderer 
schriftlicher Vereinbarung. 
 
e) Mangels besonderer Vereinbarungen ist 
die Zahlung binnen 14 Tagen ab Rech-
nungsdatum, ohne jeden Abzug auf das 
Konto des Lieferers wie folgt zu leisten: 
Ausland:      
100% Zahlung vor Auslieferung 
Deutschland:  
20% bei Auftragsbestätigung 
20% bei Konstruktionsfreigabe 
50% bei Versandbereitschaft 
10% nach erfolgter Inbetriebnahme und Ab-
nahme 

 
f) Kommt der Kunde in Zahlungsverzug, so 
ist bsA berechtigt, Verzugszinsen in Höhe 
von 8 Prozentpunkten über dem Basiszins-
satz der Europäischen Zentralbank p. a. zu 
fordern. Soweit ein höherer Verzugsschaden 
nachgewiesen werden kann, ist bsA berech-
tigt, diesen geltend zu machen. Der Kunde ist 
seinerseits berechtigt, den Nachweis eines 
geringeren Schadens zu führen. 
 
g) Tritt nach Vertragsschluss eine wesentli-
che Verschlechterung der Vermögensver-

hältnisse des Kunden ein oder wird bsA eine 
vorher eingetretene Verschlechterung der 
Vermögensverhältnisse nach Vertrags-
schluss bekannt, die zu schwerwiegenden 
Zweifeln an der Kreditwürdigkeit des Kunden 
Anlass gibt, ist bsA berechtigt, nach eigener 
Wahl Vorauszahlung oder Sicherheitsleis-
tung zu fordern. bsA ist berechtigt, vom Ver-
trag zurückzutreten, sofern der Kunde die-
sem Verlangen keine Folge leistet. 
 
h) Der Kunde ist nicht berechtigt, gegenüber 
den Forderungen der bsA ein Zurückbehal-
tungsrecht geltend zu machen oder aufzu-
rechnen, soweit die Gegenansprüche nicht 
ausdrücklich von bsA anerkannt oder rechts-
kräftig festgestellt sind 

§ 3 Lieferung  

a) Teillieferungen sind zulässig, soweit sie 
dem Kunden zumutbar sind.  
 
b) Sofern sich aus dem Vertrag zwischen 
bsA und dem Kunden nichts anderes ergibt, 
ist die Lieferung „EXW“ Incoterms 2010 ver-
einbart. Eventuelle Unterstützung beim Ver-
laden von Gütern erfolgt nur nach Aufforde-
rung und in Verantwortung des Abholers. 
 
c) Der Kunde ist für die Durchführung sämtli-
cher Verfahren in Bezug auf Ausfuhr und 
Einfuhr der Liefergegenstände verantwortlich 
und trägt sämtliche hierfür anfallenden Kos-
ten. bsA wird den Kunden hierbei unterstüt-
zen. Die Liefergegenstände können 
(Re)Exportrestriktionen unterliegen, z.B. sol-
chen der Vereinigten Staaten von Amerika 
oder der Europäischen Union. Der Kunde hat 
diese Bestimmungen bei einer Weiterveräu-
ßerung oder sonstigen Ausfuhr zu beachten. 
 
d) Liefertermine und Lieferfristen gelten stets 
nur als annähernd und sind für bsA nicht ver-
bindlich, es sei denn, ein Liefertermin wurde 
ausdrücklich schriftlich bindend bei Vertrags-
abschluss vereinbart. Die Lieferfrist oder der 
Liefertermin ist eingehalten, wenn die Liefer-
gegenstände bis zu ihrem Ablauf das Werk 
von bsA verlassen haben oder wenn bsA in 
Bezug auf die zuliefernde Ware dem Kunden 
die Versandbereitschaft bis zum Ablauf der 
Lieferfrist angezeigt hat.  

 

e) Der Beginn der von bsA angegebenen 
Lieferzeit setzt die Klärung sämtlicher techni-
scher und kaufmännischer Fragen sowie die 
rechtzeitige und ordnungsgemäße Erfüllung 
der Verpflichtungen des Kunden voraus. 
Hierzu zählen insbesondere auch etwaige 
vom Kunden zu beschaffende oder zu erstel-
lende Unterlagen wie Zeichnungen, Be-
schreibungen, durch den Kunden vorzule-
gende Genehmigungen, Freigaben und die 
Gutschrift evtl. mit bsA vereinbarter Anzah-
lungen auf dem Konto von bsA. Fehlt es an 
einer dieser Voraussetzungen oder bestehen 
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vom Kunden zu vertretende Unklarheiten, ist 
die durch bsA angegebene Lieferzeit bis zur 
Behebung des Hindernisses durch den Kun-
den so lange gehemmt, wie das Hindernis 
besteht und verlängert sich folglich um die 
Zeit der Hemmung des Fristablaufs. 
 
f) Verlangt der Kunde nach Vertragsschluss 
Änderungen oder Ergänzungen des Vertra-
ges, z.B. in Bezug auf die kundenspezifi-
schen Anpassungen der Liefergegenstände, 
welche die Einhaltung des Liefertermins oder 
der Lieferfrist unmöglich machen, so ver-
schiebt sich der Liefertermin oder verlängert 
sich die Lieferfrist entsprechend den gefor-
derten Änderungen und Ergänzungen.  
 
g) Richtige und rechtzeitige Selbstbelieferung 
bleiben vorbehalten, mit der Folge, dass bsA 
von der Lieferverpflichtung frei wird, wenn 
bsA ohne eigenes Verschulden von ihrem 
Lieferanten nicht beliefert wird. 

 
h) Der Liefertermin verschiebt sich und die 
Lieferfrist verlängert sich angemessen bei 
Maßnahmen im Rahmen von Arbeitskämp-
fen, insbesondere Streik und Aussperrung, 
sowie beim Eintritt anderer unvorhergesehe-
ner Ereignisse, die nicht von bsA zu vertreten 
sind, soweit solche Hindernisse auf die Fer-
tigstellung oder die Ablieferung der Lieferge-
genstände von Einfluss sind. Die vorbe-
zeichneten Umstände sind auch dann nicht 
von bsA zu vertreten, wenn sie während ei-
nes bereits vorliegenden Verzugs entstehen. 
Beginn und Ende derartiger Hindernisse wird 
bsA dem Kunden schnellstmöglich im Rah-
men der allgemeinen Geschäftstätigkeit mit-
teilen. 

 
i) Der Kunde ist zur Annahme eines Liefer-
gegenstandes verpflichtet, der nur unerhebli-
che Abweichungen von der vereinbarten Be-
schaffenheit oder eine unerhebliche Beein-
trächtigung des Gebrauchs aufweist. 
 
j) Konstruktions- oder Formänderungen, die 
auf technische Verbesserungen und/oder auf 
gesetzliche Anforderungen zurückzuführen 
sind, bleiben während der Lieferfrist vorbe-
halten, soweit der Liefergegenstand oder die 
vereinbarte Lieferung nicht erheblich geän-
dert wird und die Änderungen für den Kun-
den zumutbar sind. 

§ 4 Zurückbehaltungs-
recht/Aufrechnung 

a) Die Zurückbehaltung von Zahlungen we-
gen irgendwelcher Ansprüche des Kunden 
gegen bsA ist ausgeschlossen, es sei denn, 
das Zurückbehaltungsrecht beruht auf unbe-
strittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Ansprüchen des Kunden. 
 
b) Die Aufrechnung des Kunden der Forde-
rungen von bsA mit eigenen Forderungen an 

bsA ist unzulässig, es sei denn das Zurück-
behaltungsrecht ist unstrittig und beruht auf 
Ansprüchen des Kunden aus dem gleichen 
Vertragsverhältnis mit bsA. 

§ 5 Gefahrübergang 

a) Die Gefahr des zufälligen Untergangs oder 
der zufälligen Verschlechterung der Lieferge-
genstände geht auf den Kunden über, sobald 
die Liefergegenstände das Haus von bsA 
verlassen haben oder bsA die Versandbe-
reitschaft angezeigt hat. 
 
b) Der Übergabe der Liefergegenstände 
steht es gleich, wenn sich der Kunde im Ver-
zug der Annahme befindet. 
 
c) Verzögert sich der Versand des Vertrags-
gegenstandes infolge von Umständen, die 
der Kunde zu vertreten hat, so geht die Ge-
fahr vom Tage der Anzeige der Versandbe-
reitschaft auf den Kunden über. 
 
d) Soweit bsA nach vertraglicher Vereinba-
rung Versandkosten, Lieferung oder Installa-
tion von Liefergegenständen übernommen 
hat, bleiben die übrigen in § 5 Gefahrüber-
gang genannten Bestimmungen hiervon un-
berührt. 
 
e) Die vorstehend genannten Klauseln gelten 
auch für vereinbarte Teillieferungen. 

§ 6 Annahmeverzug/ 
Annahmeverzögerung  

 
a) Gerät der Kunde in Annahmeverzug oder 
verletzt er sonstige Mitwirkungspflichten, so 
ist bsA berechtigt, den entstandenen Scha-
den einschließlich etwaiger Mehraufwendun-
gen geltend zu machen. In diesem Fall geht 
zudem die Gefahr eines zufälligen Unter-
gangs oder einer zufälligen Verschlechterung 
des Liefergegenstands in dem Zeitpunkt auf 
den Kunden über, in dem dieser in Annah-
meverzug gerät.  
 
b) Wird die Lieferung oder die Auslieferung 
des Liefergegenstands auf Wunsch des 
Kunden verzögert, so werden ihm mit Beginn 
des Monats, der auf die Anzeige der Liefer- 
oder Versandbereitschaft folgt, die durch die 
Lagerung entstehenden Kosten, mindestens 
jedoch 0,5 % des Rechnungsbetrages für 
jeden angefangenen Monat berechnet. Dem 
Kunden bleibt der Nachweis eines geringe-
ren Schadens vorbehalten, bsA der Nach-
weis eines höheren Schadens.  
 
c)  Darüber hinaus ist bsA berechtigt, nach 
Ablauf einer angemessenen Frist, die dem 
Kunden mitgeteilt worden ist, vom Vertrag 
zurückzutreten oder nach Ablauf einer dem 
Kunden mitgeteilten angemessenen Frist 

über den Liefergegenstand anderweitig zu 
verfügen und den Kunden mit angemessen 
verlängerter Frist vertragsgemäß zu belie-
fern.  

§ 7 Mängelrüge  

a) Der Kunde hat die Liefergegenstände in-
nerhalb von 10 Werktagen nach Liefe-
rung/Inbetriebnahme zu untersuchen. Rechts 
oder Sachmängel, das Fehlen einer unter 
Umständen von bsA garantierten Beschaf-
fenheit der Liefergegenstände sowie die Zu-
viel, Zuwenig oder Falschlieferung (Mängel) 
sind – soweit sie offensichtlich sind – vom 
Kunden unverzüglich, spätestens innerhalb 
von weiteren 5 Werktagen nach Ende der in 
Satz 1 genannten Untersuchungsfrist, schrift-
lich geltend zu machen.  
 
b) Bei üblicher Eingangsprüfung gem. §7 
„Mängelrüge“ a) dieser Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen nicht erkennbare Män-
gel sind vom Kunden ebenfalls unverzüglich, 
spätestens 14 Tage nach Erkennen, schrift-
lich geltend zu machen.  
 
c) Die Mängelrüge des Kunden muss eine 
auf den Einzelfall angepasste, detailliert ge-
fasste Beschreibung des jeweiligen Mangels 
beinhalten.  
 
d) Werden Mängel nicht innerhalb der gem. 
§7 „Mängelrüge“ a) und b) dieser Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen geltend ge-
macht, sind jegliche Gewährleistungsansprü-
che gegen bsA ausgeschlossen.  

§ 8 Gewährleistung  

a) Sach- und Rechtsmängelansprüche ver-
jähren in 12 Monaten, beginnend mit Ab-
nahme der Werkleistung. Dies gilt nicht, so-
weit das Gesetz gem. § 634a Abs. 1 Nr. 2 
BGB längere Fristen vorschreibt. Für Schä-
den aus der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit, die durch ei-
nen von bsA zu vertretenden Mangel verur-
sacht werden, sowie wenn der Mangel auf 
einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pflichtverletzung von bsA beruht, bei arglisti-
gem Verschweigen eines Mangels oder 
Rechtsmängeln im Sinne des § 633 Abs. 3 
BGB sowie bei Garantien gelten die jeweili-
gen gesetzlichen Verjährungsfristen. Glei-
ches gilt für Ansprüche nach dem Produkt-
haftungsgesetz.  
 
b) Verlangt der Auftraggeber innerhalb der 
Verjährungsfrist Nacherfüllung, sind nach 
Wahl von bsA unentgeltlich die Mängel zu 
beseitigen oder die Werkleistung neu zu er-
bringen, sofern der Auftraggeber nachweist, 
dass der Mangel bereits bei Gefahrübergang 
vorlag.  
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c) Mängelansprüche bestehen nicht bei nur 
unerheblicher Abweichung von der verein-
barten Beschaffenheit, bei nur unerheblicher 
Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei na-
türlicher Abnutzung oder Schäden, die nach 
dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter 
oder nachlässiger Behandlung, übermäßiger 
Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel 
oder aufgrund besonderer äußerer Einflüsse 
entstehen, die nach dem Vertrag nicht vo-
rausgesetzt sind. Werden vom Auftraggeber 
oder Dritten unsachgemäß Änderungen oder 
Instandsetzungsarbeiten vorgenommen, so 
bestehen für diese und die daraus entste-
henden Folgen ebenfalls keine Mängelan-
sprüche.  
 
d) bsA ist nicht zur Nacherfüllung verpflichtet, 
wenn diese nur mit unverhältnismäßigen 
Kosten möglich ist.  
 
e) Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, ist 
bsA berechtigt, die ihr entstandenen Auf-
wendungen vom Auftraggeber ersetzt zu 
verlangen, wenn der Auftraggeber schuldhaft 
verkannt hat, dass ein Umstand aus dem 
Verantwortungsbereich des Auftraggebers 
den angeblichen Mangel verursacht hat.  
 
f) Generell ist eine Haftung von bsA für den 
Fall ausgeschlossen, dass auf Wunsch des 
Auftraggebers andere als von bsA hergestell-
te oder vorgegebene Teile in den Lieferge-
genstand eingebaut werden. Der Auftragge-
ber trägt die Beweislast dafür, dass eine sol-
che Abweichung für eine etwaige Mangelhaf-
tigkeit des Liefergegenstands nicht ursächlich 
ist.  

 
g) bsA haftet nicht für vom Auftraggeber 
selbst durchgeführte Einbauarbeiten. Die 
Beweislast für den mangelfreien Einbau trifft 
den Auftraggeber.  
 
h) Leistungsbeschreibungen von bsA stellen 
lediglich Beschaffenheitsangaben und keine 
Garantieversprechen dar. Öffentliche Äuße-
rungen, Anpreisungen oder Werbung stellen 
weder eine vertragsgemäße Beschaffen-
heitsangabe noch ein Garantieversprechen 
dar.  
 
i) Erhält der Auftraggeber eine mangelhafte 
Montageanleitung, ist bsA lediglich zur Liefe-
rung einer mangelfreien verpflichtet. Voraus-
setzung hierfür ist, dass der Mangel der Mon-
tageanleitung der ordnungsgemäßen Mon-
tage entgegensteht.  
 
j) Der Auftraggeber trägt die Beweislast da-
für, dass er nicht selbst Maßnahmen zur 
Mangelbeseitigung ergriffen hat.  
 
k) Der Auftraggeber ist verpflichtet, sowohl 
den Mangel als auch einen hieraus resultie-
renden etwaigen Schaden ungeachtet der 
vorstehend genannten Regelungen nach 
allgemein üblichen technischen Standards zu 
dokumentieren.  
 

l) Für Schadensersatz- oder Aufwendungs-
ersatzansprüche wegen Mängeln gilt im Üb-
rigen §9 „Haftung“  
m) dieser Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen. Weitergehende oder andere als die in 
§8 „Gewährleistung“  dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen geregelten Ansprü-
che des Auftraggebers gegen bsA und ihre 
Erfüllungsgehilfen wegen eines Sachman-
gels sind ausgeschlossen. 

§ 9 Haftung  

a) Die Haftung durch bsA setzt voraus, dass 
der Auftraggeber bei Betrieb des Vertrags-
gegenstandes die Betriebsanweisung beach-
tet hat. Der Auftraggeber ist insoweit beweis-
pflichtig.  
 
b) Soweit in diesen Bestimmungen nichts 
Abweichendes vereinbart ist, sind alle An-
sprüche des Auftraggebers auf Ersatz von 
Schäden jeglicher Art, auch Aufwendungser-
satzansprüche und Ansprüche auf Ersatz bei 
mittelbaren Schäden, ausgeschlossen. Dies 
gilt insbesondere für Ansprüche wegen aller 
Verletzungen von Pflichten aus dem Schuld-
verhältnis sowie aus unerlaubter Handlung. 
Der vorstehend genannte Haftungsaus-
schluss gilt auch für Schadensersatzansprü-
che des Auftraggebers gegen bsA bei Been-
digung des Vertrages wegen Verzugs (Rück-
tritt) sowie im Falle einer von bsA durch leich-
te Fahrlässigkeit herbeigeführten nachträgli-
chen Unmöglichkeit. Der Haftungsaus-
schluss gilt auch dann, wenn bsA Erfüllungs- 
oder Verrichtungsgehilfen eingesetzt hat. 
 
c) Abweichend von §9 „Haftung“ b), dieser 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen haftet 
bsA, gleich aus welchem Rechtsgrund, nur – 
und dies gilt auch dann, wenn bsA leitende 
Angestellte oder Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfen eingesetzt hat – wenn:  
1 bsA grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz 

zur Last fällt;  
2 bsA einen Mangel arglistig verschwie-

gen oder eine Garantie für die Beschaf-
fenheit des Vertragsgegenstandes 
übernommen hat;  

3 durch bsA schuldhaft Schäden an Le-
ben, Gesundheit oder Körper entstan-
den sind;  

4 bsA gegen sogenannte Kardinalpflich-
ten verstößt, d. h.  

i. bei wesentlichen Vertragsverletzun-
gen, welche die Erreichung des Vertrags-
zwecks gefährden, oder  
ii. bei der Verletzung von Pflichten, de-
ren Erfüllung die ordnungsgemäße Durch-
führung des Vertrags überhaupt erst er-
möglicht und auf deren Einhaltung der Auf-
traggeber regelmäßig vertrauen darf (Kar-
dinalpflichten).  

 
d) Im Fall einer Pflichtverletzung von §9 „Haf-
tung“ c) dieser Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen ist die Haftung von bsA bei leichter 

Fahrlässigkeit der Höhe nach auf den Ersatz 
des vorhersehbaren, typischerweise eintre-
tenden Schadens beschränkt.  
 
e) Der Haftungsausschluss findet in Bezug 
auf Ansprüche aus dem Produkthaftungsge-
setz keine Anwendung. Eine Änderung der 
Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers 
ist mit den vorstehend genannten Regelun-
gen nicht verbunden. 
 
f) Da Fehlersuchzeit Arbeitszeit ist, wird der 
entstandene und zu belegende Aufwand 
dem Kunden in Rechnung gestellt, wenn ein 
Auftrag nicht durchgeführt werden kann, weil:  
- der beanstandete Fehler unter Beachtung 
der Regeln der Technik nicht festgestellt 
werden konnte;  
- der Kunde den vereinbarten Termin 
schuldhaft versäumt;  
- der Auftrag während der Durchführung zu-
rückgezogen wurde.  

§ 10 Geheimhaltung  

Der Kunde hat vertrauliche Informationen, d. 
h. sämtliche ihm bekannt werdenden Daten 
und Informationen, von denen er im Rahmen 
des Vertragsverhältnisses mit bsA Kenntnis 
erhält (im Folgenden: „Vertrauliche Informati-
onen“), wie z. B. Abbildungen, Zeichnungen, 
Entwürfe, Modelle, Muster, Kalkulationen, 
Kostenvoranschläge und sonstige Unterla-
gen oder Gegenstände, geheim zu halten. 
Der Kunde verpflichtet sich, Vertrauliche In-
formationen nur für die Zwecke des mit bsA 
abgeschlossenen Vertrages zu nutzen und 
sie nicht ohne die vorherige ausdrückliche 
schriftliche Zustimmung von bsA an Dritte 
weiterzugeben oder auf sonstige Weise Drit-
ten zugänglich zu machen. Der Kunde hat 
jegliches Reverse Engineering außerhalb § 
69e UrhG, d. h. die Rückwärtsanalyse durch 
Beobachtung, Untersuchung, Rückbau oder 
Testen der Liefergegenstände zum Zwecke 
des Erwerbs der in diesen Gegenständen 
verkörperten Betriebs und Geschäftsge-
heimnisse, zu unterlassen.  
 
g) Der Kunde ist verpflichtet, vertrauliche In-
formationen vor dem Zugriff Dritter zu schüt-
zen. Dabei hat der Kunde diejenige Sorgfalt 
anzuwenden, die er bei der Behandlung ei-
gener vertraulicher Informationen anwendet, 
zumindest die angemessene Sorgfalt. Der 
Kunde ist verpflichtet, seinen Mitarbeitern die 
gleichen Verpflichtungen zur Geheimhaltung 
der vertraulichen Informationen aufzuerlegen. 
Der Kunde unterrichtet bsA unverzüglich und 
schriftlich, wenn er Kenntnis von einer bevor-
stehenden oder erfolgten Verletzung der Ge-
heimhaltungsvereinbarung erlangt oder ei-
nen entsprechenden Verdacht schöpft.  
 
h) Die Verpflichtung zur Geheimhaltung ver-
traulicher Informationen entfällt, wenn dem 
Kunden der Nachweis gelingt, dass  
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ihm diese Vertraulichen Informationen bereits 
vor deren Mitteilung durch bsA bekannt wa-
ren;  
 
i) er diese Vertraulichen Informationen 
rechtmäßig von Dritten ohne Auferlegung 
einer Geheimhaltungsverpflichtung erhalten 
hat, ohne dass ihm ersichtlich wurde, dass 
die Dritten dabei gegen diesen Dritten aufer-
legte Geheimhaltungspflichten verstoßen;  
 
j) die Vertraulichen Informationen allgemein 
bekannt sind oder ohne Verstoß gegen die 
vorliegende Geheimhaltungsverpflichtung 
allgemein bekannt wurden;  

 
k)  diese Vertraulichen Informationen vom 
Kunden unabhängig von ihrer Mitteilung 
durch bsA entwickelt wurden oder werden.  
 
l) bsA behält sich alle Rechte an den Vertrau-
lichen Informationen (einschließlich Urheber-
rechte, des Rechts zur Anmeldung von ge-
werblichen Schutzrechten sowie Patenten, 
Gebrauchsmustern, Topographieschutzrech-
ten, Geschmacksmustern, Marken) und das 
Eigentumsrecht an den zur Verfügung ge-
stellten, die Vertraulichen Informationen ent-
haltenden Gegenständen (Papiere, Disketten 
etc.) vor. An Vertraulichen Informationen von 
bsA, gleichgültig ob an diesen Informationen 
Schutzrechte bestehen oder nicht, werden 
dem Kunden jedenfalls keine Eigentums, 
Lizenz, Nachbau, Nutzungs- oder sonstigen 
Rechte eingeräumt. Bei Gegenständen oder 
Unterlagen, an denen zugunsten von bsA 
Schutzrechte bestehen und/oder die als Ge-
schäfts/Betriebsgeheimnisse geschützt sind, 
ist dem Kunden nur die durch bsA ausdrück-
lich erlaubte Benutzung gestattet, soweit be-
stimmte Nutzungsarten nicht auch jedem 
Dritten erlaubt sind.  
 
m) Auf Anforderung von bsA hat der Kunde 
sämtliche erhaltenen Vertraulichen Informati-
onen unverzüglich an bsA zurückzusenden. 
Vertrauliche Informationen sind ohne Auffor-
derung kostenlos 

an bsA zurückzugeben, sobald sie nicht mehr 
benötigt werden. Ein Zurückbehaltungsrecht an 
diesen Unterlagen oder Gegenständen steht 
dem Kunden nicht zu. Eine Ausnahme gilt 
lediglich für Kopien, die aufgrund der Erfüllung 
zwingender gesetzlicher Vorschriften archiviert 
werden müssen. Sämtliche auf Computern 
vorhandenen Vertraulichen Informationen sind 
auf Aufforderung hin zu löschen.  

 
n) Der Kunde haftet für Verlust und Beschä-
digung, soweit er diese zu vertreten hat.  
 
o) Die Geheimhaltungsvereinbarung gilt über 
das Ende des Vertrages hinaus für drei Jah-
re.  

§ 11 Annullierungskosten  

a) Die Annullierung von Aufträgen Ist nur mit 
Einverständnis der bsA und gegen Ersatz 
des der bsA entstandenen Schadens zuläs-
sig. Bei Annullierung eines Auftrages behält 
sich die bsA das Recht vor, Annullierungs-
kosten für das bearbeitete und anderweitig 
nicht mehr verwendbare Material sowie für 
bereits geleistete Projekttätigkeiten zu be-
rechnen. Die Geltendmachung eines weiter-
gehenden Schadens sowie des entgange-
nen Gewinns, behält sich die bsA vor.  

§ 12 Eigentumsvorbehalt  

a) Sämtliche Lieferungen bleiben bis zur voll-
ständigen Zahlung aller im Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses bestehender Forderungen 
von bsA, gleich aus welchem Rechtsgrund, 
das Eigentum von bsA. Hat bsA im Interesse 
des Kunden Schecks oder Wechsel erfül-
lungshalber angenommen, so bleiben sämt-
liche Lieferungen bis zur vollständigen Frei-
stellung aus solchen Verbindlichkeiten das 
Eigentum von bsA. Dies gilt auch für den Fall, 
dass Zahlungen für besonders bezeichnete 
Forderungen geleistet wurden. Die Einstel-
lung einzelner Forderungen in eine laufende 
Rechnung sowie die Saldoziehung und de-
ren Anerkennung berühren nicht den Eigen-
tumsvorbehalt.  
 
b) Der Kunde ist zur Be- und Verarbeitung 
der Liefergegenstände im Rahmen seines 
üblichen Geschäftsbetriebes berechtigt. Die 
Be- und Verarbeitung der Liefergegenstände 
nimmt der Kunde für bsA vor, ohne dass für 
bsA daraus Verpflichtungen entstehen. Bei 
Verarbeitung, Verbindung, Vermischung o-
der Vermengung der Liefergegenstände mit 
anderen, nicht von bsA gelieferten Waren 
steht bsA ein Miteigentumsanteil an der neu-
en Sache im Verhältnis des Rechnungswer-
tes der Liefergegenstände zu den übrigen 
verarbeiteten Waren im Zeitpunkt der Verar-
beitung, Verbindung, Vermischung oder 
Vermengung zu. Sofern der Kunde durch 
Gesetz Alleineigentum an der neuen Sache 
erwirbt, räumt er bsA bereits jetzt Miteigen-
tum im vorstehend beschriebenen Verhältnis 
an der neuen Sache ein und verpflichtet sich, 
diese Sache unentgeltlich für bsA zu verwah-
ren.  
 
c) Veräußert der Kunde den Liefergegen-
stand oder den gem. §12 „Eigentumsvorbe-
halt“ dieser Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen im Miteigentum stehenden Gegen-
stand allein oder zusammen mit nicht bsA 
gehörender Ware, so tritt der Kunde bereits 
jetzt die aus der Weiterveräußerung entste-
henden Forderungen in Höhe des Werts der 
Liefergegenstände mit allen Nebenrechten 
an bsA ab. bsA nimmt die Abtretung an. 
Wenn die veräußerte Sache im Miteigentum 
von bsA steht, so erstreckt sich die Abtretung 
der Forderung auf den Betrag, der dem An-

teilswert von bsA am Miteigentum entspricht. 
bsA ermächtigt den Kunden unter Vorbehalt 
des Widerrufs zur Einziehung der an bsA 
abgetretenen Forderungen. Gerät der Kunde 
mit seinen Verpflichtungen bsA gegenüber in 
Verzug, so hat der Kunde bsA sämtliche 
Schuldner der abgetretenen Forderungen zu 
nennen. Weiter muss der Kunde den 
Schuldnern die Abtretung anzeigen. Auch 
bsA ist in diesem Fall berechtigt, gegenüber 
den jeweiligen Schuldnern die Abtretung 
selbst offenzulegen und von der Einzie-
hungsbefugnis von bsA Gebrauch zu ma-
chen.  

 
d) Verhält sich der Kunde nicht vertragsge-
mäß, gerät er insbesondere mit seinen Zah-
lungsverpflichtungen in Verzug, ist bsA zur 
Rücknahme der gelieferten Ware nach Mah-
nung und Fristsetzung berechtigt. In diesem 
Fall ist der Kunde zur Herausgabe verpflich-
tet. Weder die Geltendmachung des Eigen-
tumsvorbehalts noch die Pfändung der Soft-
ware durch bsA gelten in diesem Fall als 
Rücktritt vom Vertrag. Der Kunde erklärt sich 
bereits jetzt damit einverstanden, die von bsA 
mit der Abholung der gelieferten Ware beauf-
tragten Personen zu diesem Zweck sein Ge-
lände, auf dem sich die gelieferten Waren 
befinden, betreten und befahren zu lassen.  

 
e) Der Kunde ist zur Weiterveräußerung des 
Liefergegenstands nur im üblichen, ord-
nungsgemäßen Geschäftsgang und nur mit 
der Maßgabe berechtigt und ermächtigt, 
dass die bsA gem. §12 „Eigentumsvorbehalt“ 
dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
abgetretenen Forderungen auch tatsächlich 
auf bsA übergehen. Zu anderen Verfügun-
gen über die Liefergegenstände ist der Kun-
de nicht berechtigt. Er darf den Liefergegen-
stand insbesondere auch nicht verpfänden 
oder zur Sicherung übereignen.  
 
f) Über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
Dritter in die unter Eigentumsvorbehalt ste-
henden Waren hat der Kunde bsA unverzüg-
lich und unter Übergabe der für den Wider-
spruch notwendigen Unterlagen zu unterrich-
ten.  

 
g) Alle unter Eigentumsvorbehalt stehenden 
Waren sind vom Kunden auf dessen Kosten, 
insbesondere gegen Feuer und Diebstahl, zu 
versichern. Alle Ansprüche des Kunden ge-
gen den jeweiligen Versicherer werden hin-
sichtlich der unter Eigentumsvorbehalt ste-
henden Waren bereits an bsA abgetreten. 
Hiermit nimmt bsA diese Abtretung an.  
 
h) bsA ist verpflichtet und bereit, die bsA ge-
währten Sicherheiten, soweit sie die verein-
barte Deckungsgrenze überschreiten, an den 
Kunde zurückzugeben oder freizugeben, 
wenn der Wert der bsA insgesamt einge-
räumten Sicherheiten die Forderungen von 
bsA um mehr als 20 % übersteigt.  
 
i) Der nicht im Inland ansässige Kunde wird 
jegliche vom Recht oder sonst vorausgesetz-
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te Handlung vornehmen, die notwendig ist, 
um den Eigentumsvorbehalt (inklusive seiner 
Erweiterungs- und Verlängerungsformen) 
von bsA, wie er in diesen Verkaufs und Lie-
ferbedingungen vorgesehen ist, in dem Land 
wirksam werden zu lassen, in das die Liefe-
rung erfolgt.  

§ 13 Übertragung der               
Entsorgungspflicht gemäß § 19 

Elektrogesetz  

j) bsA überträgt seine Herstellerpflicht zur 
Entsorgung von elektrischen und elektroni-
schen Geräten, die sich aus § 19 Elektroge-
setz vom 20.10.2015 ergibt, auf den Kunden. 
Der Kunde stellt bsA von der Rücknahme-
verpflichtung und Entsorgungsverpflichtung 
frei. Der Kunde stellt bsA von Schadenser-
satzforderungen Dritter frei, soweit der Kunde 
die übernommenen Pflichten schuldhaft ver-
letzt. Überträgt der Kunde das Eigentum oder 
den Besitz an den elektrischen und elektroni-
schen Geräten auf Dritte, so wird er die 
Rücknahmeverpflichtung ebenfalls auf den 
Erwerber übertragen.  

§ 14 Erfindungen  

a) Erfindungen, die gemeinschaftlich von 
Mitarbeitern von bsA und des Auftraggebers 
während der Ausführung eines Auftrags ge-
macht werden, sowie hierfür erteilte Schutz-
rechte stehen beiden Vertragspartnern ge-
meinsam zu.  
 
b) Erfindungen, die während der Ausführung 
eines Auftrags von Mitarbeitern von bsA ge-
macht werden, sowie hierfür erteilte Schutz-
rechte gehören bsA. Erfindungen, die wäh-
rend der Ausführung eines Auftrags von Mit-
arbeitern des Auftraggebers gemacht wer-
den, sowie hierfür erteilte Schutzrechte gehö-
ren dem Auftraggeber.  
 
c) Die Gewährung von Lizenzen an Erfin-
dungen im Sinne von §14  „Erfindungen“ a) 
und b)  an dafür erteilten Schutzrechten be-
darf einer besonderen schriftlichen Vereinba-
rung. 

§ 15 Arbeitsergebnisse  

a) Die Übertragung von Eigentum und Nut-
zungsrechten an den im Rahmen des im 
Angebot vereinbarten Leistungsumfangs 
erzielten und dem Auftraggeber bekannt ge-
gebenen Arbeitsergebnissen jeder Art, wie z. 
B. Dokumentationen, Berichte, Planungsun-
terlagen, Auswertungen, Zeichnungen, Pro-
grammmaterial und Ähnliches, bedarf einer 
besonderen schriftlichen Vereinbarung. bsA 
behält in jedem Fall ein unentgeltliches und 
nicht ausschließliches Nutzungsrecht an die-

sen Arbeitsergebnissen für Zwecke der For-
schung und Lehre.  
 
b) bsA trägt keine Verantwortung dafür, ob an 
sie vom Auftraggeber oder in dessen Auftrag 
gelieferte technische Unterlagen gegen be-
stehende Urheberrechte, gewerbliche 
Schutzrechte oder andere Rechte Dritter ver-
stoßen. Der Auftraggeber haftet allein, wenn 
durch die Ausführung seines Auftrags Rech-
te Dritter verletzt werden. Der Auftraggeber 
hat bsA von allen Ansprüchen Dritter wegen 
einer solchen Rechtsverletzung auf erstes 
Anfordern freizustellen. 

§ 16 Softwarenutzung  

a) Soweit im Lieferumfang Software enthal-
ten ist, wird dem Kunden ein nicht aus-
schließliches Recht eingeräumt, die gelieferte 
Software einschließlich ihrer Dokumentatio-
nen zu nutzen. Sie wird zur Verwendung auf 
dem dafür bestimmten Liefergegenstand 
überlassen. Eine Nutzung der Software auf 
mehr als einem System ist untersagt.  
 
b) Der Kunde darf die Software nur im ge-
setzlich zulässigen Umfang (§§ 69 a ff. UrhG) 
vervielfältigen, überarbeiten, übersetzen oder 
von dem Objektcode in den Quellcode um-
wandeln. Der Kunde verpflichtet sich, Her-
stellerangaben - insbesondere Copyright- 
Vermerke - nicht zu entfernen oder ohne 
vorherige schriftliche Zustimmung des Liefe-
rers zu verändern. Alle sonstigen Rechte an 
der Software und den Dokumentationen ein-
schließlich der Kopien bleiben beim Lieferer 
bzw. beim Softwarelieferanten. Die Vergabe 
von Unterlizenzen ist nicht zulässig.  

§ 17  Schlussbestimmungen  

a) Der Kunde wird hiermit davon unterrichtet, 
dass bsA seine Daten im zur Vertragsdurch-
führung erforderlichen Umfang und auf 
Grundlage der Datenschutzvorschriften er-
hebt, speichert, verarbeitet und, sofern hierfür 
notwendig, an Dritte übermittelt.  
 
b) bsA ist berechtigt, den Inhalt dieser Allge-
meinen Geschäftsbedingungen mit Zustim-
mung des Kunden zu ändern, sofern die Än-
derungen unter Berücksichtigung der Inte-
ressen von bsA für den Kunden zumutbar 
sind. Die Zustimmung zur Vertragsänderung 
gilt als erteilt, sofern der Kunde der Änderung 
nicht binnen vier Wochen nach Zugang der 
Änderungsmitteilung schriftlich widerspricht. 
bsA verpflichtet sich, den Kunden mit der 
Änderungsmitteilung auf die Folgen eines 
unterlassenen Widerspruchs hinzuweisen.  
 
c) bsA kann seine Rechte aus diesem Ver-
trag auf einen oder mehrere Dritte übertra-
gen.  
 

d) Es gilt das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland unter Ausschluss des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über Ver-
träge über den internationalen Warenkauf 
vom 11.4.1980 (UNKaufrecht).  
 
e) Erfüllungsort für die Verpflichtungen aus 
dem vorliegenden Vertragsverhältnis ist der 
Sitz von bsA in Rosenfeld.  
 
f) Ist der Kunde Kaufmann, juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliches Sondervermögen, ist ausschließ-
licher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus 
diesem Vertrag der Geschäftssitz von bsA. 
Dasselbe gilt, wenn der Kunde keinen allge-
meinen Gerichtsstand in Deutschland hat 
oder Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt 
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht be-
kannt sind. Der Kläger ist zudem berechtigt, 
am Sitz des Beklagten Klage zu erheben. 
 
g) Sollte eine der vorstehenden Bestimmun-
gen unwirksam sein, verpflichten sich die 
Vertragsparteien diese Bestimmung durch 
eine Bestimmung zu ersetzen, die dem Ver-
tragszweck am ehesten entspricht. 

 


